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Zeitgleich wurde auch ein Joint- 
Venture-Vertrag zwischen der Chi
na National Petroleum Corpora
tion und der Uzbekistan National 
Oil and Gas Corp. unterzeichnet, 
der mit einem Volumen von 600 
Mio. US$ ein Licht auf die eigent
lichen Interessen der Volksrepub
lik China fallen lässt. (WSJ, 24.5., 
25.5.05; IHT, 25.5., 27.5.05; FT, 
26.5.05; Uzbek Television second 
channel, 25.5.05, nach BBC PF, 
26.5.05; XNA, 25.5.05; Die Zeit on
line, 4.6.05; The Economist, 4.6.05) 
-kg-

10 Neuer Dialogmechanismus 
zwischen China und den 
USA

Anfang April wurde bekannt, US- 
Präsident Bush habe grünes Licht 
für regelmäßige Konsultationen zwi
schen China und den Vereinigten 
Staaten auf der Ebene der stellver
tretenden Außenminister gegeben. 
Dieser regelmäßige Konsultations
mechanismus, der von der VR Chi
na lange gewünscht worden war, 
kommt dem chinesischen Selbstver
ständnis als gleichberechtigter Part
ner entgegen.

Offiziell hatte Präsident Hu Jintao 
im November vergangenen Jahres 
am Rande des Asia-Pacific Cooper
ation Summit die Eröffnung eines 
strategischen Dialogs vorgeschlagen. 
Dazu wird es jedoch auch jetzt vor
erst nicht kommen. Vielmehr wur
de der zukünftige bilaterale Konsul
tationsmechanismus von amerikani
scher Seite als globaler Dialog be
zeichnet. Hinter dieser abweichen
den Sprachregelung verbirgt sich ein 
fein abgestuftes System zur Bewer
tung bilateraler Beziehungen. Der 
Terminus strategischer Dialog ist 
auf amerikanischer Seite für die re
gelmäßigen Konsultationen mit en
gen Partnern und Verbündeten wie 
Japan oder die EU reserviert. Den
noch ist auch mit dem jetzt be
kannt gegebenen Dialogforum eine 
Aufwertung der bilateralen Bezie
hungen verbunden, die während der 
ersten Amtszeit Bushs kaum mög
lich erschienen war.

Obwohl bislang lediglich bekannt 
wurde, dass Themen von strategi

scher Bedeutung behandelt werden 
sollen, wurde die Nachricht verein
zelt bereits als Durchbruch gewer
tet. Zu erwarten ist, dass die chi
nesische Seite, die im Vorfeld be
reits zum wiederholten Male größere 
Transparenz in militärischen Ange
legenheiten versprach, insbesondere 
die Taiwan-Frage und die diesbezüg
liche amerikanische Position erör
tern möchte. Von den USA wird hin
gegen erwartet, dass sie das neue Fo
rum nutzen wollen, um China zu ei
nem Umdenken in seiner Politik ge
genüber Staaten wie Myanmar, dem 
Sudan, Iran oder Nepal zu bewegen.

Ob also angesichts derartig unter
schiedlicher Agenden aus dem Dia
logmechanismus mehr werden kann 
als ein Beitrag zum chinesischen 
Prestige als global player, ist zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt eher frag
lich. Schließlich existiert - mit Un
terbrechungen - bereits seit 1997 ein 
ähnlicher Mechanismus für Konsul
tationen im militärischen Bereich. 
Zwar fand Ende April in Washing
ton die siebte Runde derartiger bi
lateraler Gespräche auf hoher diplo
matischer Ebene statt, doch wird 
von amerikanischer Seite nach wie 
vor mangelnde Transparenz und Of
fenheit auf Seiten der chinesischen 
Dialogpartner beklagt. Während die 
chinesische Delegation dem Verneh
men nach lediglich das öffentlich zu
gängliche Militär-Weißbuch vorstell
te, erläuterte die amerikanische Sei
te ihre Pläne für die Veränderun
gen in ihrer weltweiten Truppensta
tionierungen - ein Thema, das zu
mindest im Hinblick auf den asia
tisch-pazifischen Raum von unmit
telbarem Interesse ist. (FAZ, 9.4.05; 
SCMP, 9.4., 10.4.05; XNA, 30.4.05; 
Xinhua, 30.4.05, nach BBC PF, 
1.5.05) -kg-

11 Ende der UN-Lebensmit- 
telhilfen an China

Am 7. April erreichte die letz
te Lieferung aus dem World Food 
Programme der Vereinten Nationen 
China. Die mehr als 43.000 t kana
dischen Weizens im Wert von ca. 7,2 
Mio. US$ sollen im Rahmen natio
naler Armutsbekämpfungsprogram
me in Gansu, Shanxi, Guangxi und

Ningxia verteilt werden. Bereits im 
Februar 2002 waren China und die 
Leitung des World Food Program
me zu einer grundsätzlichen Eini
gung über die schrittweise Einstel
lung der Lebensmittelhilfen an die 
VR China gelangt. Erst im letz
ten Dezember allerdings wurde be
schlossen, die Lieferungen bis spä
testens zum Ende des Jahres 2005 
auslaufen zu lassen.

China bezog seit 1979 insgesamt Le
bensmittelhilfen im Gesamtwert von 
mehr als einer Mrd. US$, um damit 
30 Mio. Menschen in Armutsregio
nen zu unterstützen. Erst kürzlich 
kam eine UN-Studie zu dem Ergeb
nis, dass große Staaten mit mittle
ren Nationaleinkommen wie Brasili
en, Malaysia, Mexiko, Südafrika und 
nicht zuletzt auch China durchaus 
selbst in der Lage seien Regionen ex
tremer Armut im eigenen Land hin
reichende Hilfe angedeihen zu las
sen.

Im Hinblick auf die Einstellungen 
der Lebensmittelhilfen an China er
klärte ein Sprecher des chinesischen 
Außenministeriums, in seinem Land 
lebten zwar nach wie vor etwa 29 
Mio. Menschen in Armut, angesichts 
der weltweit 850 Mio. Betroffenen 
werde die VR China nunmehr je
doch ihrerseits mit Geldspenden zur 
Finanzierung des World Food Pro
gramme beitragen. Damit solle man 
jedoch nicht sofort rechnen, und 
die finanziellen Beiträge Chinas wer
den sich an den Möglichkeiten des 
Landes orientieren. (SCMP, 1.4.05; 
XNA, 7.4.05) -kg-

Innenpolitik
Heike Holbig / Katrin Willmann

12 Neue Führungsgruppe für 
Energie unter der Leitung 
Wen Jiabaos

Unter der Leitung von Ministerprä
sident Wen Jiabao ist Anfang Juni 
eine hochrangig besetzte Führungs
gruppe des Staatsrats für Energie
fragen gebildet worden. Neben Wen
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Jiabao wurden die stellvertretenden 
Ministerpräsidenten Huang Ju und 
Zeng Peiyan sowie mehrere weite
re Politiker mit Ministerrang, unter 
anderem Ma Kai, Leiter der Staat
lichen Kommission für Entwicklung 
und Reform und zugleich einer mit 
Energiefragen befassten Sektion die
ser Kommission, als Mitglieder der 
Führungsgruppe benannt. Bekannt 
wurden außerdem Pläne, unter der 
Leitung von Ma Kai eine eigene 
Energiebehörde einzurichten, die im 
Unterschied zu der neuen Führungs
gruppe, die in erster Linie Kom
petenzen im Bereich der Politikfor
mulierung beansprucht, ausführen
de Kompetenzen zukommen sollen.

Aufgabe der neuen Führungsgruppe 
wird es sein, eine längerfristige ener
giepolitische Strategie für China zu 
formulieren und die energiepolitisch 
relevanten Zuständigkeiten verschie
dener Staatsratsressorts zu koordi
nieren. Fragen der Energieprodukti
on und -nutzung spielen dabei eben
so eine Rolle wie Probleme der Ener
giesicherheit und der internationa
len Zusammenarbeit im Energiebe
reich.

Seitdem im Jahr 1993 im Zuge 
der damaligen Strukturreformen das 
frühere Energieministerium aufge
löst worden war, verteilten sich 
die energiepolitischen Zuständigkei
ten, die formal unter der damali
gen Staatlichen Planungskommissi
on zusammengefasst waren, zuneh
mend diffus über die verschiedenen 
Ressorts. Angesichts der gravieren
den Probleme im Energiesektor er
scheint eine effektivere Koordinati
on der Energiepolitik auf nationaler 
Ebene offenbar unumgänglich. Die 
hochrangige Besetzung des Gremi
ums weist auf die große strategi
sche Bedeutung hin, die dem Thema 
Energie zugewiesen wird.

Die eklatante Unter Versorgung mit 
Energie, die im vergangenen Som
mer mit einer Lücke von 30 Mio. 
Kilowatt einen Höhepunkt erreicht 
hatte (vgl. C.a., 2004/6, Ü 25, 
2004/7, Ü 24), dürfte nach vorläu
figen Schätzungen chinesischer Ex
perten in diesem Sommer mit einer 
Unter Versorgung in Höhe von rund 
32 Mio. Kilowatt noch übertroffen

werden. Wie im Vorjahr könnten so 
viele Industriebetriebe gezwungen 
werden, ihre Produktion vorüber
gehend einzuschränken. Zwar lau
fen seit 2003 verstärkte Anstrengun
gen, die Energiekapazitäten auszu
bauen, doch ist im laufenden Jahr 
noch mit keiner spürbaren Ent
spannung der Situation zu rechnen. 
Über dieses ökonomische Problem 
hinaus spielt der Knappheitsfaktor 
Energie aber auch in Fragen des 
verschärften internationalen Wett
bewerbs um Energieressourcen und 
damit in Fragen der nationalen Si
cherheit eine zunehmend wichtige 
Rolle, -hol-

13 Gesetz fiir öffentliche Be
dienstete verabschiedet

Am 27. April verabschiedete der 
Ständige Ausschuss des Nationalen 
Volkskongresses ein „Gesetz für öf
fentliche Bedienstete der VR Chi
na“ (Zhonghua renmin gongheguo 
gongwuyuan fa), das die Rechte 
und Pflichten, EinstellungsVoraus
setzungen , Qualifikationskriterien, 
Besoldungs-, Prämien- und Sozial
sicherungsrichtlinien , Kündigungs
und Pensionsfragen sowie Kontroll- 
maßnahmen regelt. Der aus 107 Ar
tikeln bestehende Gesetzestext wur
de am 28. April in den staatlichen 
Medien im vollen Wortlaut bekannt 
gemacht.

Als innovative Elemente des neu
en Gesetzes, das zum 1.1.2006 
in Kraft treten wird, wurden in 
der staatlichen Presse unter ande
rem Regelungen herausgestellt, wo
nach auch Justizbeamte (denen in 
der Vergangenheit besonders häu
fig Amtsmissbrauch und Bestech
lichkeit nachgesagt wurden) expli
zit den Staatsbediensteten zuge
rechnet würden und damit den
selben Pflichten unterlägen. Betont 
wurde außerdem, dass Anwärter für 
den öffentlichen Dienst sich durch 
einen verbindlichen Prüfungsnach
weis einheitlichen Qualifikationskri
terien zu unterziehen hätten. Strikt 
untersagt sei es öffentlichen Be
diensteten in Zukunft, das „natio
nale Image“ zu beschädigen (etwa 
durch die Teilnahme an Demonstra
tionen gegen die Staatsgewalt oder

anderen illegalen Aktivitäten) oder 
der Politik der Zentralregierung zu
widerzuhandeln. Als Mittel zur Vor
beugung von Nepotismus und Kor
ruption soll ferner die Übernahme 
von politisch verantwortlichen Äm
tern durch Ehegatten und Verwand
te im selben Ressort bzw. Verwal
tungsbezirk untersagt werden. Im 
Fall eines Ausscheidens aus dem öf
fentlichen Dienst soll es den Betref
fenden außerdem für einen Zeitraum 
von drei Jahren verboten sein, Akti
vitäten in ihrem vormaligen Zustän
digkeitsbereich aufzunehmen.

Allerdings fehlen in dem Gesetz Be
stimmungen für eine verbindliche 
Pflicht zur Offenlegung der Einkom
men und sonstiger Vermögenswer
te von Staatsbediensteten, wie sie 
im Gesetzentwurf enthalten gewe
sen und über mehr als fünf Jahre 
kontrovers diskutiert worden waren. 
In einer solchen Offenlegungspflicht 
hatten sich chinesische Rechtsexper
ten und Verwaltungswissenschaftler 
ein schlagkräftiges Instrument im 
Kampf gegen die weit verbreitete 
Korruption erhofft. Laut einer ent
sprechenden Passage im Gesetzes
entwurf sollten Angehörigen des öf
fentlichen Dienstes verpflichtet wer
den, neben ihren monatlichen Ein
kommen auch Vermögenswerte wie 
Immobilien, Fahrzeuge etc. anzuge
ben, die sich in ihrem bzw. im Be
sitz von Familienmitgliedern befin
den. Diese Informationen sollten im 
Internet, der Tagespresse oder an
deren Massenmedien veröffentlicht 
werden, um einen Zugang der All
gemeinheit zu gewährleisten.

Dass das Gesetz nun ohne die 
betreffende Passage verabschiedet 
wurde, erklärten chinesische Kom
mentatoren zum einen mit Beden
ken bezüglich des Schutzes der Pri
vatsphäre von Staatsbediensteten, 
der durch eine solche Offenlegungs
pflicht gefährdet würde, zum an
deren aber auch mit den man
gelnden Möglichkeiten des Gesetz
gebers, eine adäquate Durchsetzung 
einer solchen Regelung zu gewähr
leisten; die Funktionsfähigkeit dieses 
Instruments stünde damit grund
sätzlich in Frage. Kompliziert wird 
die Frage zusätzlich durch den Um
stand, dass eine objektive Bewer
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tung von Vermögenstiteln aufgrund 
der vielfältigen Änderungen im Be
reich der Eigentumsrechte, wie sie 
Teil des seit 1978 andauernden wirt
schaftlichen Transformationsprozes
ses sind, teilweise sehr schwierig ist. 
(Fazhi Ribao, 26., 28.4.05; SCMP,
27., 28., 29.4.05) -hol-

14 Pläne zur neuen Entwick
lungsstrategie fiir Zentral
china

Nach der Implementierung der Ent
wicklungsstrategien für West- und 
Nordostchina in den Jahren 1999 
und 2003 zeichnet sich nun ein neu
er Fokus auf die Provinzen Zent
ralchinas ab (vgl. C.a., 1999/11, Ü 
11; 2003/8, Ü 24). Die Parteizei
tung Renmin Ribao veröffentlich
te am 31. März einen Leitartikel, 
in dem der Aufstieg Zentralchinas 
basierend auf einer wissenschaftli
chen Entwicklungsstrategie thema
tisiert wurde. Die Nachrichtenagen
tur Xinhua ergänzte den Artikel mit 
einem Kommentar.

Zwar war das Ziel einer ausgewo
genen Regionalentwicklung, bei der 
sich die Regional wirtschaften Ost-, 
Zentral- und Westchinas gegenseitig 
ergänzen und unterstützen sollen, 
bereits im Bericht der Staatlichen 
Kommission für Entwicklung und 
Reform auf der Tagung des Natio
nalen Volkskongresses im März 2004 
benannt worden (vgl. C.a., 2004/3, 
Ü 25); in den jüngst veröffentlichten 
Dokumenten der staatlichen Medi
en wird die Bedeutung der sechs 
zentralchinesischen Provinzen Shan
xi, Henan, Anhui, Hubei, Hunan 
und Jiangxi für die ausgeglichene 
Wirtschaftsentwicklung in der VR 
China jedoch explizit hervorgeho
ben.

Der Artikel in der Renmin Ri
bao stellte zunächst die besonde
ren Eigenschaften der sechs Pro
vinzen Zentralchinas heraus. Dem
nach fungiere Zentralchina als die 
Kornkammer der Republik, gelte 
als Wiege der modernen Industrie, 
verfüge über eine große Viehwirt
schaft, eine Vielzahl von Energieres
sourcen und Bodenschätzen sowie 
zahlreiches hochqualifiziertes Fach

personal. Als Bindeglied zwischen 
den hochentwickelten Küstenregio
nen Ostchinas und den erstarken
den Westprovinzen, aber auch zwi
schen Nord- und Südchina komme 
den zentralchinesischen Provinzen 
eine besondere Funktion zu, die es 
nicht nur wahrzunehmen, sondern 
zu stärken gelte. So fungiere Zent
ralchina als wichtigste Drehschei
be für den Transport und für Wis
senschafts- und Bildungsressourcen. 
Schwachstellen in der wirtschaftli
chen Entwicklung der Zentralpro
vinzen identifizierte dann Xinhua in 
einem dazu gehörigen Kommentar. 
Dieser verwies auf die mangelhafte 
Koordination der Wirtschaftsstruk
tur sowie die „drei ländlichen Prob
leme“ (san nong wenti: Landwirt
schaft, ländliche Gebiete und Bau
ern) . Gleichzeitig warnte er vor einer 
zu schnellen wirtschaftlichen Ent
wicklung Zentralchinas.

Die tatsächliche Ankündigung einer 
Entwicklungsstrategie für die zent
ralchinesischen Provinzen erfolgte 
erst Ende April. Anlässlich eines 
Forums zur Förderung der Ent
wicklung Zentralchinas in Zheng
zhou (Provinz Henan) wurde be
kannt, dass im Jahr 2005 ers
te konkrete Pläne für die neue 
Strategie zum Ausgleich der regio
nalen Entwicklung erarbeitet wer
den. Thinktanks wie die Chinesische 
Akademie für Sozialwissenschaften 
(CASS) und das Entwicklungsfor
schungszentrum des Staatsrats wür
den zusammen mit der Zentralre
gierung und den Provinzregierungen 
der Region bereits seit einem Jahr 
an einer Entwicklungsstrategie für 
Zentral china feilen. Als Vorbilder 
dienten die Entwicklungsstrategie 
Westchina und das Programm zur 
industriellen Wiederbelebung Nord
ostchinas. Diese Vorbilder sollen zu
gleich dazu beitragen, bereits ge
machte Fehler nicht zu wiederholen.

Im Einklang mit der mehrfachen 
Betonung einer ausgleichenden Re
gionalpolitik für ganz China von 
Seiten der parteistaatlichen Füh
rung begleiteten die Berichterstat
tung zur neuen Entwicklungsstrate
gie Zentralchinas Artikel, die die bis
herigen Erfolge und das Festhalten 
an den Programmen für West- und

Nordchina beinhalteten. Dies dürfte 
dazu gedient haben, den betroffenen 
Provinzen die Angst vor einer Ab
kehr des dringend benötigten staat
lich geleiteten Interesses inklusive 
Investitionen zu nehmen. Gleichzei
tig wurde die von der parteistaat
lichen Führung unter Staats- und 
Parteichef Hu Jintao und Minister
präsident Wen Jiabao immer wie
der propagierte Politik eines Aus
gleichs regionaler Disparitäten wei
ter mit Inhalt gefüllt. Wie die neue 
Strategie konkret inhaltlich umge
setzt wird, bleibt indes abzuwarten. 
(RMRB, 31.3.05; ST, 2.4.05; Xin
hua, 17., 19., 30., 31.3.05, nach BBC 
PF, 18., 20., 31.3., 7.4.05; XNA, 
29.4.05; RMRB website, 11.4.05, 
nach BBC PF, 14.4.05) -kw-

15 KPCh meldet 69,6 Millio
nen Mitglieder

Nach offiziellen Angaben betrug 
die Zahl der KPCh-Mitglieder En
de 2004 69,6 Millionen (rund 5,4% 
der Gesamtbevölkerung). Gegen
über dem Vorjahr bedeutete dies 
einen Nettozuwachs von 1,37 Millio
nen, der damit im Zuwachstrend der 
vergangenen Jahre von rund 2 Pro
zentpunkten lag.

Im Vergleich zu den Vorjahren signi
fikant gestiegen ist der Anteil weibli
cher Mitglieder (Mitte 2002: 17,5%; 
Ende 2004: 18,6%); ein geringfügi
ger Zuwachs wurde bei Angehörigen 
ethnischer Minderheiten verzeich
net (Mitte 2002: 6,2%; Ende 2004: 
6,3%). Deutlich gestiegen ist außer
dem die Zahl der Mitglieder mit ei
nem höheren Schulabschluss (Mitte 
2002: 52%; Ende 2004: 56,6%) sowie 
derjenigen mit einem Hochschulab
schluss (Mitte 2002: 23,2%; Ende 
2004: 27,3%) (Vergleichsdaten aus 
C.a., 2002/8, Ü 13). Keine Anga
ben wurden zur Altersstruktur der 
KPCh-Mitglieder gemacht.

Wie die bisher nicht veröffentlichte 
Zahl von Neueintritten in Höhe von 
2,42 Millionen (davon nur 894 Pri
vatunternehmer) während des Jah
res 2004 verrät, hatte die KPCh im 
selben Jahr mithin einen Mitglieder
abgang von 1,05 Millionen Personen 
zu verzeichnen. Unklar ist, zu wel
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chen Anteilen dieser Schwund auf 
das Ableben, den freiwilligen Aus
tritt bzw. den Ausschluss von Mit
gliedern aufgrund von Verstößen ge
gen die Parteidisziplin zurückzufüh
ren ist. Bekannt ist allerdings, dass 
es seit der Verkündung der Aufnah
me von Privatunternehmern in die 
KPCh zu Massenaustritten von Par
teimitgliedern gekommen war (C.a., 
2002/7, Ü 13).

Ein weiterer Mitgliederschwund 
dürfte im Zuge der im Januar 2005 
eingeleiteten ideologischen Kam
pagne zur „Bewahrung der Fort
schrittlichkeit der Parteimitglieder“ 
zu erwarten sein. In deren Rahmen 
ist von Seiten der KPCh-Führung 
durchaus intendiert, die Spreu vom 
Weizen zu trennen und nicht loyale 
Mitglieder ebenso wie „Karteilei
chen“ aus den Mitgliederregistern 
zu entfernen (C.a., 1/2005, Dok 11).

Um angesichts dieser „Säuberung“ 
in den eigenen Reihen zugleich einen 
Nettorückgang der KPCh-Mitglied- 
schaft im laufenden Jahr zu vermei
den, wurden im Gegenzug vorsorg
lich Anstrengungen intensiviert, ge
rade auch unter jüngeren Menschen 
neue Parteimitglieder zu werben. Im 
Jahr 2004 seien insgesamt 17,38 Mil
lionen Anträge auf Parteimitglied
schaft und damit 8,5% mehr als 
im Vorjahr gestellt worden. (XNA, 
23.5.05) -hol-

16 Neues Weißbuch zur Men
schenrechtssituation

Das Informationsbüro des Staats
rats der Volksrepublik hat am 13. 
April ein neues Weißbuch zur Men
schenrechtssituation vorgelegt. Da
bei handelt es sich um das ach
te Weißbuch zu dieser Thematik 
seit 1991, das wie seine Vorgän
ger vorrangig das Ziel verfolgt, das 
„Verständnis der internationalen Ge
meinschaft für die Menschenrechts
situation in China zu verbessern“ 
(C.a., 1999/9, Ü 12, 2/2005, Dok 
12).

Im Vergleich zu früheren Weißbü
chern dieser Art, die zur Rechtfer
tigung der heutigen Situation je
weils einen historischen „Rundum
schlag“ über die gesamte Periode

der Volksrepublik vollführten, bietet 
sich das jüngste Weißbuch mit dem 
Titel China’s Progress in Human 
Rights in 2004 als Update neues
ter Entwicklungen auf dem Ge
biet der Menschenrechte während 
des zurückliegenden Jahres dar. Wie 
ein kommentierendes Interview mit 
Dong Yunhu, dem „Papst“ des offizi
ellen chinesischen Menschenrechts
diskurses, verdeutlicht, trägt dieses 
neue Format der Tatsache Rech
nung, dass der Schutz der Men
schenrechte im März 2004 explizit 
Eingang in die Verfassung gefun
den hat (s. C.a., 2004/3, S. 259- 
274) und damit zu einem „Haupt
ziel des nationalen Aufbaus“ auf
gestiegen ist. Wie ein Experte der 
Chinesischen Forschungsgesellschaft 
für Menschenrechte zudem darlegte, 
wurden bei der Erstellung des dies
jährigen Weißbuchs statt wie frü
her rund zwanzig in diesem Jahr 
über vierzig Ministerien und andere 
Staatsratsorgane in die Kompilati
on relevanter Materialien und Daten 
einbezogen - der Publikationspro
zess selbst reflektiere somit die große 
Bedeutung, die die chinesische Re
gierung dem Thema der Menschen
rechte zumesse.

Inhaltlich folgt das jüngste Weiß
buch in weiten Teilen der be
währten Strategie, mit autochtho- 
nen, auf die spezifischen nationa
len Gegebenheiten zugeschnittenen 
Menschenrechtsstandards aufzuwar
ten und deren Erfüllung mit um
fangreichen statistischen Zahlen zu 
belegen. Mit einem geradezu ba
rocken Zahlenwerk ausgestattet er
scheinen so insbesondere die Kapi
tel zu den ,Rechten auf Subsistenz 
und Entwicklung“, zu „wirtschaftli
chen, sozialen und kulturellen Rech
ten “ sowie die Ausführungen zu den 
Rechten und Interessen von Frau
en, Kindern, Behinderten und ande
ren sozial schwachen Gruppen. Den 
jüngsten Prioritäten zentralstaatli
cher Politik entsprechend durchzie
hen ferner die Rechte von Bauern 
und Wanderarbeitern das gesamte 
Weißbuch.

Einer in erster Linie verbrämen
den Argumentationsstruktur folgt 
das Kapitel zu „zivilen und politi
schen Rechten“. Während die „de

mokratischen“ Rechte der Bürger 
im Hinblick auf ihre Partizipati
onsmöglichkeiten in Volkskongres
sen und Politischen Konsultativkon
ferenzen, durch die Eingabe von Pe
titionen und die Teilnahme an Dorf
wahlen in relativ großer Breite dar
gelegt werden, wird im Hinblick auf 
die besonders prekären Aspekte der 
Informations-, Rede- und Pressefrei
heit schlicht konstatiert, dass diese 
durch das Gesetz geschützt würden. 
Darüber hinaus erfolgt einzig der 
Verweis auf das System staatlicher 
Pressesprecher, das inzwischen in al
len Staatsratsorganen und den meis
ten Provinzregierungen implemen
tiert sei, um die Transparenz der Re
gierungsarbeit zu erhöhen. Offenbar 
liegt dieser Darstellung die Über
zeugung zugrunde, dass die drei ge
nannten Freiheiten als hinreichend 
gewährleistet gelten könnten, wenn 
allerorten offizielle Vertreter - ge
wissermaßen im Namen und im In
teresse der Massen - Gebrauch von 
diesen Rechten machten. In ähn
lich „patrimonialem “ Tenor werden 
die ebenfalls sensiblen Themen der 
Rechte auf gewerkschaftliche Vertre
tung und religiöse Betätigung abge
handelt; hier beschränkt man sich 
auf den Verweis auf jüngste Regula
rien und staatlich kontrollierte Or
ganisationsstrukturen, um zu bele
gen, dass diese Rechte vollständig 
gewährleistet sind.

Als einziges weist das Kapitel zum 
Justizwesen Ansätze einer substan
ziellen Dialogbereitschaft auf. Von 
internationalen Menschenrechtsor
ganisationen beklagte Probleme im 
Justizsystem wie willkürliche Ver
haftungen, Erpressung von Ge
ständnissen und Beweismaterialien, 
Folter und Missbrauch von Häftlin
gen werden eingestanden und Maß
nahmen zu ihrer Behebung formu
liert (wenn die Effektivität der meis
ten dieser Maßnahmen aufgrund ih
res Kampagnencharakters, mit dem 
wiederholt an das individuelle Wohl
verhalten von Justizbeamten appel
liert wird, zum Teil auch bezwei
felt werden muss). Relativ ausführli
che Darstellungen finden sich zu den 
Rechten und Interessen von Häft
lingen, insbesondere zur Lösung des 
Problems überlanger Haftzeiten vor
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Prozessaufnahme. Die Ausführun
gen zu diesen Aspekten erwecken am 
ehesten den Eindruck einer konkre
ten Kooperation mit internationalen 
Partnern. Keinerlei Erwähnung fin
den allerdings die von westlicher Sei
te am häufigsten kritisierten The
men einer exzessiven Anwendung 
der Todesstrafe sowie der Adminis- 
trativhaft bzw. der Umerziehung in 
Arbeitslagern. Dies verwundert in
sofern, als gerade zu diesen beiden 
Themen unter chinesischen Rechts
experten seit mehreren Jahren in
tensive Diskussionen geführt wer
den, die inzwischen teilweise bereits 
auch Eingang in offizielle Pläne zur 
Reform des Justizsystems gefunden 
haben (vgl. C.a., 2/2005, Dok 16).

Ein weiteres Kapitel zu den Rech
ten ethnischer Minderheiten wie
derholt in weiten Teilen Argumen
te und Fakten, die zuletzt im Fe
bruar d.J. in Gestalt eines eige
nen Weißbuchs zur regionalen Auto
nomie ethnischer Minderheiten vor
gestellt worden sind (C.a., 2/2005, 
Dok 12). Wie in dem oben erwähn
ten kommentierenden Interview mit 
Dong Yunhu klargestellt wurde, 
soll damit auch die jüngste Kri
tik an der religiösen Unterdrückung 
der uighurischen Minderheit in der 
westchinesischen Autonomen Regi
on Xinjiang ausgeräumt werden, 
wie sie zuletzt von der US-ameri
kanischen Menschenrechtsorganisa
tion Human Rights Watch vorgetra
gen wurde (s. dazu die Dok unten).

Als Ausdruck der internationa
len Dialog- und Kooperationsbe
reitschaft bietet das letzte Kapi
tel schließlich einen Überblick über 
konkrete Maßnahmen multi- und bi
lateraler Zusammenarbeit mit aus
ländischen Organisationen, allen vo
ran den zahlreichen Gremien der 
Vereinten Nationen, mit der Eu
ropäischen Union und mit Regie
rungen weltweit. Die Darstellung 
beläuft sich allerdings weitgehend 
auf formale Aspekte der Unterzeich
nung bzw. Ratifizierung internatio
naler Konventionen (unter anderem 
werde die Ratifizierung der UN- 
Konvention zu zivilen und politi
schen Rechten „aktiv erwogen“) und 
der Teilnahme an internationalen 
Menschenrechtsforen und anderen

Aktivitäten. Die Inhalte bzw. Er
gebnisse der Austausch- und Ko
operationsaktivitäten hingegen wer
den kaum thematisiert. Den krönen
den Abschluss bildet die Beschwö
rung eines „Geistes des Internatio
nalismus und Humanismus“, den 
die Volksrepublik zuletzt im Rah
men der Tsunami-Katastrophenhilfe 
in Süd- und Südostasien unter Be
weis gestellt habe.

Einen gewissen Kontrapunkt zu die
ser Betonung internationaler Dia
logbereitschaft bildete die Mitte 
Mai bekannt gegebene Entschei
dung der chinesischen Seite, ei
ne geplante internationale Konfe
renz zum Thema Menschenrechte, 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit 
ohne Angabe von Gründen kurz
fristig abzusagen. Die Konferenz 
war in Kooperation zwischen zwei 
Hochschulen in Beijing und New 
York konzipiert worden und sollte 
rund dreißig Teilnehmer aus dem 
Ausland und China zusammenbrin
gen. Bereits im vergangenen Dezem
ber war eine geplante internationale 
Konferenz zum Thema der Rechte 
von Arbeitnehmern kurzerhand ab
gesagt worden, (www.chinaview.cn, 
13.4.05, mit vollem englischen Wort
laut des Weißbuchs; Xinhua, 12., 
13.4.05, nach BBC PF, 13., 15.4.05; 
XNA, 13.4.05; SCMP, 14.4.05; WSJ,
13.4., 17.5.05; IHT, 19.5.05) -hol-

17 Prekäre Pressefreiheit

In den zurückliegenden Wochen 
häuften sich Repressalien gegen 
Journalisten und andere Medien Ver
treter, die auf eine wachsende Ner
vosität der parteistaatlichen Füh
rung nach den Erfahrungen der anti
japanischen Protestwelle (siehe den 
Beitrag „Im Fokus “ im vorderen Teil 
dieses Heftes) und anderer gesell
schaftlicher Protest im Inland (sie
he die Dokumentation unten) sowie 
im Vorfeld des Jahrestags der Nie
derschlagung der studentischen Pro
testbewegung am 4. Juni 1989 zu
rückzuführen sind.

Internationale Wellen schlug der 
Fall Cheng Yizhongs, der im April 
den Guillermo-Cano-Preis der 
UNESCO für die Freiheit der Welt

presse verliehen bekommen hatte. 
Die Ausreise nach Dakar, wo am
3. Mai, dem Internationalen Tag 
der Pressefreiheit, die Preisverlei- 
hung stattfinden sollte, wurde dem 
Preisträger jedoch nicht gestattet.

Als früherer Herausgeber der Nan- 
fang Dushi Bao (Southern Metro
polis News) erhielt der 40-jährige 
Cheng Yizhong die Auszeichnung 
für die Beiträge seiner Zeitung über 
die SARS-Epidemie, mit denen er 
Anfang 2003 wesentlich zur Auf
deckung der Krise beitrug, sowie 
über den Fall eines jungen Hoch
schulabsolventen, der 2003 im Poli
zeigewahrsam in Guangzhou zu To
de gekommen war; Grund für seine 
Verhaftung war gewesen, dass er sei
nen Personalausweis nicht bei sich 
getragen hatte. Gemeinsam mit zwei 
Kollegen der Zeitung war Cheng 
im Frühjahr 2004 wegen angebli
cher Veruntreuung von Firmengel
dern verhaftet worden. Während er 
selbst nach fünf Monaten auf frei
en Fuß gesetzt wurde, wurden gegen 
seine Kollegen, Yu Huafeng und Li 
Minying, Freiheitsstrafen von acht 
bzw. elf Jahren wegen Korruption 
verhängt.

In seiner Dankesrede, die in Da
kar in seiner Abwesenheit verlesen 
wurde, beklagte er die Allgegenwart 
von „Terror und Lügen“, denen chi
nesische Medienvertreter im eige
nen Lande ausgesetzt seien; beispiel
haft nannte er die Schicksale von 
Yu Huafeng, Li Minying und an
derer Kollegen. Umso wichtiger sei 
es, in diesem Umfeld einen „gesun
den Menschenverstand“ zu bewah
ren und auf das eigene Gewissen zu 
hören. Wer die bestehende Situati
on als Normalität akzeptiere, würde 
zum Konspirateur der eigenen Un
terdrückung.

Ein weiterer Fall ist der des in Hong
kong tätigen Korrespondenten der 
in Singapur erscheinenden Straits 
Times, Ching Cheong, der am 22. 
April während eines Aufenthalts in 
der südchinesischen Stadt Guang
zhou verhaftet worden ist. Ihm wird 
vorgeworfen, sich unbefugter weise 
Zugang zu als geheim klassifizier
ten Informationen verschafft zu ha
ben. Wie in internationalen Medien

http://www.chinaview.cn
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berichten vermutet wird, war Ching 
Cheong auf das Festland gereist, um 
dort ein Manuskript über ein Ge
spräch von Ex-Premier Zhao Ziyang 
mit einem alten Vertrauten kurz vor 
seinem Tod entgegenzunehmen, das 
er im Ausland veröffentlichen woll
te. Angesichts des nahenden Jahres
tags des 4. Juni scheint der Sicher
heitsapparat besonders darauf be
dacht, keine persönlichen Vermächt
nisse oder andere politisch relevan
ten Äußerungen des im Januar d.J. 
verstorbenen Zhao Ziyang nach au
ßen dringen zu lassen (vgl. C.a., 
1/2005, S. 13-16).

Wenige Tage später gab die staat
liche Nachrichtenagentur Xinhua in 
einer kurzen Meldung bekannt, dass 
Shi Tao von einem Gericht in 
Changsha, Hauptstadt der zentral
chinesischen Provinz Hunan, wegen 
„illegaler Weitergabe von Staats
geheimnissen an Ausländer“ zu 
zehn Jahren Freiheitsstrafe verur
teilt worden ist. Der 37-jährige Jour
nalist wax im Frühjahr 2004 für 
zwei Monate bei einer Wirtschafts
zeitung in Changsha angestellt, wo 
er nach Aussagen des Gerichtes sei
nen Zugang zu internen Informatio
nen „der höchsten Geheimhaltungs
stufe“ missbraucht haben soll, um 
sie per E-Mail ins Ausland zu ver
senden und auf international zu
gänglichen Internetportalen zu plat
zieren. Um welche Informationen 
es sich dabei gehandelt hat, wur
de von offizieller Seite nicht bekannt 
gegeben. Recherchen ausländischer 
Medienexperten legen jedoch nahe, 
dass es sich um Anweisungen des 
Propagandaapparats zur Medienar
beit handelte, wie sie regelmäßig 
als „Do’s and Dont’s“ der Nachrich
tenberichterstattung typischerweise 
mündlich an Redakteure und Jour
nalisten in ganz China übermittelt 
werden.

Solche Zensurbestimmungen im Be
reich der Nachrichtenberichterstat
tung als „Staatsgeheimnisse“ der 
höchsten Geheimhaltungsstufe zu 
klassifizieren, erscheint in der Lo
gik der Propagandaarbeit insofern 
als konsequent, als sie ja gera
de darauf abzielen, einem „Durch
sickern“ unerwünschter Nachrichten 
an die Öffentlichkeit vorzubeugen.

Zugleich zeigt es aber die zuneh
mend prekäre Situation der chine
sischen Medienpolitik, die nach wie 
vor versucht, die öffentliche Mei
nung mit den traditionellen Mit
teln der Zensur und Selbstzensur zu 
kontrollieren. Da mit fortschreiten
der Kommerzialisierung der Medien 
die Lücken in diesem Kontrollsys- 
tem größer werden und die Anreize 
zur Nutzung dieser Lücken wachsen, 
bleibt als Ausweg nur eine Verschär
fung der Repressalien, wie sie gegen
wärtig erneut eindrücklich zu beob
achten ist. (XNA, 30.4.05; SCMP,
9.4., 2.5.05; ST, 31.5.05; WSJ,
30.4., 2., 3.5.05; Washington Post, 
30.5.05; www.zonaeuropa.com, 1., 
8.5.05; China Brief, 7.6.05) -hol-

18 Bericht über Repressionen 
gegen uighurische Musli
me

Die US-amerikanische Menschen
rechtsorganisation Human Rights 
Watch veröffentlichte am 12. April 
einen alarmierenden Bericht über 
die religiöse Unterdrückung der 
uighurischen Minderheit in der 
westchinesischen Autonomen Regi
on Xinjiang.

In dem Bericht wird das System 
der Überwachung, der Kontrolle und 
der Unterdrückung religiöser Akti
vitäten der muslimischen Uighuren 
Xinjiangs scharf kritisiert und der 
chinesischen Staatsobrigkeit vorge
worfen, als Strafen Haft, Folter und 
sogar Todesurteile zu verhängen. 
Weiterhin monierte die Menschen
rechtsorganisation, dass die Regie
rung der VR China die Suppressi
on religiöser und kultureller Aktivi
täten friedliebender Muslime unter 
dem Vorwand des Kampfes gegen 
den Terrorismus betreibe. Hinter 
diesem Etikett verberge sich zumeist 
der eigentliche Angriffspunkt: der 
befürchtete Separatismus. Insbeson
dere nachdem die US-amerikanische 
Regierung die „Islamische Bewegung 
Ostturkestan “ im August 2002 auf 
ihre Liste der terroristischen Be
wegungen gesetzt hatte, gegen die 
der internationale Kampf gegen den 
Terrorismus geführt werden solle, 
hätten sich die Kontrollen über re
ligiöse Aktivitäten, Versammlungen

und künstlerischen Ausdruck ver
schärft (vgl. C.a., 2002/8, Ü 5). Als 
Resümee wird die systematische re
ligiöse Repression in Xinjiang als 
Politik der chinesischen Regierung 
entlarvt.

Zwar sind die in dem 118 Sei
ten langen Dokument ausformulier
ten Kritikpunkte nicht unbekannt 
(vgl. C.a., 2001/10, Ü 8; 2001/11, 
Ü 8, 2002/1, Ü 9 usw.), doch wur
den sie in dieser Ausführlichkeit bis
lang noch nicht dargestellt und zu
gleich belegt. So liegen dem Bericht
z.T. unveröffentlichte parteiinterne 
Bestimmungen und Dokumente der 
chinesischen Regierung sowie Inter
views zu Grunde, die im Anhang des 
Dokuments aufgeführt wurden.

Wie zu erwarten, verzichtete die 
parteistaatliche Führung auf eine 
Reaktion auf die Kritik ihrer Min
derheiten- und Menschenrechtspoli
tik, veröffentlichte aber nur einen 
Tag später ein Weißbuch zu den 
Menschenrechten. Darin wurden un
ter anderem die Fortschritte auf die
sem Gebiet offensiv herausgehoben 
(vgl. Dok oben). Das bereits im 
Mai 2003 herausgegebene Weißbuch 
zur Geschichte und Entwicklung 
Xinjiangs hatte ebenfalls ausführ
lich die sozioökonomischen Errun
genschaften zentralchinesischer Ent
wicklungspolitik in der Autonomen 
Region beleuchtet.

Auf den Wahrheitsgehalt des Be
richts und der Interviews von 
Human Rights Watch lässt eine 
Meldung der Organisation Mit
te Mai schließen. Darin wird the
matisiert, wie es der Familie der 
im März aus der Haft entlassenen 
uighurischen Geschäftsfrau Rebiya 
Kadeer in der Zwischenzeit ergan
gen war (vgl. C.a., 2/2005, Dok 
20). So wird berichtet, dass der 
chinesische Sicherheitsdienst die 
Geschäftsräume von Kadeers Un
ternehmen, das nun von der Familie 
weitergeführt wird, in der Haupt
stadt Urumuqi durchsuchte und 
Gewalt gegen einzelne Familienmit
glieder anwendete. Bereits vor ihrer 
Entlassung soll Kadeer ein solches 
Vorgehen angedroht worden sein, 
sollte sie sensible Informationen wei
tergeben und im Ausland Kontakt

http://www.zonaeuropa.com
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mit Uighuren suchen. Dieser War
nung war Kadeer in ihrem Exil in 
den USA nicht gefolgt, (www.hrw. 
org, 12.4., 18.5.05; der Bericht von 
Human Rights Watch findet sich un
ter: http://hrw.org/reports/2005/ 
china0405/china0405.pdf; WSJ, 
13.4.05; IHT, 13.4.05; SCMP, 
13.5.05; The Standard, 9.5.05) -kw-

19 Gewaltsame Proteste ge
gen Umweltverschmut
zung in der Provinz Zhe
jiang

In einem Dorf der wohlhaben
den südostchinesischen Provinz Zhe
jiang ist es Anfang April zu ge
waltsamen Konflikten zwischen Re
gierungskräften und Dorfbewohnern 
gekommen, die gegen Folgen gravie
render Umweltverschmutzung durch 
lokale Chemiefabriken protestierten. 
Die hohe Zahl von rund 30.000 Pro
testierenden, die Intensität gewalt
samer Ausschreitungen und das spe
zifische Verlaufsmuster der Eskalati
on des Konflikts geben dem Vorfall 
besonderes politisches Gewicht.

Soweit sich die Vorgeschichte und 
der Verlauf der Ereignisse aus den 
im Internet und internationalen Me
dien verfügbaren Berichten rekon
struieren lässt, ging den Protesten 
im zwei Fahrtstunden südlich der 
Provinzhauptstadt Hangzhou gele
genen Dorf Wangkantao in der Ge
meinde Huashui auf dem Gebiet 
der Kreisstadt Dongyang, Provinz 
Zhejiang, ein mindestens vierjähri
ger lokaler Konflikt voraus. So soll 
der Bau eines Industrieparks mit 13 
Chemiefabriken im Jahr 2001 auf 
der Grundlage eines Vertrags über 
den Transfer von 66 Hektar Land 
zustande gekommen sein, der zwi
schen dem Dorfkomitee von Wang
kantao und den Betreibern der An
lagen ohne öffentliche Bekanntma
chung „unter der Hand “ geschlossen 
worden war. Das Land mehrerer an
sässiger Bauern wurde kurzerhand 
und ohne angemessene Entschädi
gungszahlungen enteignet. Nach der 
Inbetriebnahme der Fabriken im 
Jahr 2002 häuften sich Klagen über 
gravierende Wasser- und Luftver
schmutzung, die von den Dorfbe
wohnern für massive Gesundheits

probleme, Fehl- und Todgeburten 
sowie Missbildungen bei Neugebore
nen, aber auch für erhebliche Ein
bußen in der landwirtschaftlichen 
Produktion verantwortlich gemacht 
wurden.

Der Verdacht der Korruption und 
Kollusion verantwortlicher Dorf
funktionäre mit privaten Geschäfts
leuten ebenso wie die Folgen der 
Umweltverschmutzung hatten be
reits wiederholt Anlass für Be
schwerden und Petitionen bis hi
nauf auf nationale Ebene gegeben, 
die jedoch keinen Erfolg zeigten. 
Daraufhin entschieden sich Dorfbe
wohner für lokale Protestaktionen 
wie die Blockade von Zufahrtsstra
ßen zu dem Industriepark, um die 
Lieferung von Ausgangsstoffen für 
die Produktion der Chemiefabri
ken zu verhindern; mehrfach sollen 
dabei Demonstranten verhaftet wor
den sein. Zu einer Verschärfung des 
Konflikts kam es Anfang März die
sen Jahres, als das Anliegen der 
Petitionäre durch den Bürgermeis
ter der Stadt Dongyang abschlä
gig beschieden wurde. Rund 200 
ältere Dorfbewohner, in der Mehr
zahl Frauen und zu einem Großteil 
Mitglieder einer lokalen Senioren
vereinigung, errichteten auf einem 
Gelände in der Nähe des Industrie
parks mehrere provisorische Bam- 
busverschläge, in denen sie rund um 
die Uhr ausharrten, um mit geball
ter physischer Präsenz gegen die 
Umweltverschmutzer zu protestie
ren.

Nach mehreren Wochen der still
schweigenden Duldung entschied 
sich die lokale Führung, die De
monstration durch einen massiven 
Polizeieinsatz am frühen Morgen 
des 10. April aufzulösen. Die Zahl 
der eingesetzten Regierungskräfte 
schwankte unterschiedlichen Anga
ben zufolge zwischen 1.000 und 
3.000 Personen, darunter neben ei
ner Reihe Angehöriger der bewaff
neten Volkspolizei angeblich auch 
zahlreiche Vertreter anderer Behör
den (für Bau, Verkehr, Landnut
zung und Frauenfragen), die spezi
ell für diesen Einsatzzweck rekru
tiert worden waren. Zur Eskalati
on kam es, als nach einem zunächst 
friedlichen Verlauf der Räumakti

on die Nachricht kursierte, zwei 
der älteren Demonstrantinnen sei
en von Räumfahrzeugen erfasst und 
lebensgefährlich verletzt bzw. getö
tet worden. In einem Sturm der 
Entrüstung entbrannte ein mehr
stündiger Kampf zwischen den uni
formierten Regierungskräften und 
mehreren Zehntausend - verschiede
nen Quellen zufolge zwischen 30.000 
und 40.000 - Bewohnern der um
liegenden Ortschaften, die durch 
den Abschuss von Feuerwerkskör
pern (als vereinbartes Signal un
ter den Teilnehmern der Protest
bewegung) alarmiert worden waren. 
In den gewaltsamen Auseinander
setzungen, bei denen nach Augen
zeugenberichten 128 Verletzte, da
von 36 Schwerverletzte, und rund 
50 demolierte Fahrzeuge der Regie
rung verzeichnet wurden, unterla
gen die eingesetzten Sicherheitskräf
te, die schließlich aus dem Dorf flo
hen.

Internationalen Medienberichten 
zufolge war die Dorfbevölkerung 
daraufhin für einige Tage sich selbst 
überlassen. Ein aus ihrer Mitte er
nanntes Dorfkomitee setzte sich für 
die Fortsetzung der Proteste ein. 
In der dritten Aprilwoche jedoch 
wurde der Anarchie dadurch ein 
Ende gesetzt, dass von Seiten des 
Umweltamtes und anderer Behör
den der Provinzregierung Zhejiangs 
Inspekteure entsandt wurden, die 
den Auftrag hatten, die ökologische 
Situation vor Ort zu untersuchen 
und in Kooperation mit der Stadt
regierung von Dongyang Schritte 
zur Beseitigung der Umweltprob
leme in die Wege zu leiten. Den 
Dorfbewohnern wurde zugesagt, die 
Produktion der Chemiefabriken vo
rübergehend zu unterbrechen, bis 
adäquate Maßnahmen zur Wasser- 
und Luftreinhaltung gefunden seien.

Die lokalen Medien berichteten mit 
einer mehrtägigen Verzögerung in 
einem defensiven und vagen Tenor 
über den „Massengewaltzwischen
fall“. Danach sei die Mehrzahl der 
Protestierenden durch einige we
nige Provokateure zu den illega
len Aktivitäten angestiftet worden. 
Nach entschlossenen Maßnahmen 
und großen Anstrengungen zahlrei
cher Behörden der Lokalregierung

http://www.hrw
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würden die erkannten Probleme nun 
beseitigt. Gegenüber den Demonst
ranten wolle man, mit Ausnahme 
der wenigen Provokateure mit um- 
stürzlerischen Motiven, Milde wal
ten lassen. In einem kurz darauf 
in der nationalen Presse erschiene
nen Bericht der Xinhua-Nachrich- 
tenagentur war schließlich - offen
bar in dem Bemühen um eine De
eskalation des Konflikts - nurmehr 
die Rede von einem „Umwelt-Streit
fall“ in der Gemeinde Huashui der 
Stadt Dongyang. Dennoch wurde 
zehn Tage nach dem Ereignis be
richtet, dass zahlreiche Demonstran
ten aus Furcht vor Repressalien das 
Dorf verlassen hätten.

Die politische Signifikanz der Pro
teste ergibt sich aus mehreren Be
sonderheiten der Konfliktdynamik. 
Zunächst ist zu sehen, dass sich die 
Proteste neben individuellen Belan
gen einzelner Bauern (unangemes
sene Entschädigungszahlungen für 
enteignetes Land, in den vergan
genen Jahren ein häufiger Pro
testgrund) auch am Gegenstand 
des Umweltschutzes, mithin einem 
öffentlichen Gut, entzündeten. In 
die Forderungen nach individuel
ler Kompensation mischte sich of
fenbar zunehmend auch das Be
wusstsein von „zivilen“ Rechten 
der Öffentlichkeit in einem weite
ren Sinne. Dem entspricht in gewis
ser Weise die Organisationsstrate
gie der Protestierenden, die im Un
terschied zu der sonst oft betont 
„spontan“ und „unorganisiert“ in
szenierten Protestteilnahme hier de
zidiert von Angehörigen einer loka
len Seniorenvereinigung angeleitet 
bzw. vertreten wurden. Nach inter
nationalen Medienberichten schalte
ten die Senioren sich gezielt als Or
ganisatoren und Hauptprotagonis
ten der Proteste ein, um jüngere 
Dorfbewohner, die in der Vergan
genheit aufgrund ihrer aktiven Teil
nahme an den Protesten wiederholt 
Repressalien ausgesetzt worden sei
en, zu schützen. Offensichtlich setz
ten die Demonstranten die kultu
rell hoch bewertete Respektabili- 
tät älterer Menschen, die physische 
Wehrlosigkeit insbesondere der äl
teren weiblichen Demonstranten so
wie die Stilisierung einer gewissen

Märtyrerpose derjenigen, die „nichts 
mehr zu verlieren haben“, bewusst 
als taktische Mittel zur Durchset
zung ihres Anliegens ein. Bezeich
nend ist schließlich die massive Ge- 
waltbereitschaft, die sich ab dem 
Überschreiten einer bestimmten Es
kalationsschwelle - ausgelöst durch 
die Nachricht vom angeblichen Tod 
zweier älterer Frauen - kollektiv und 
pauschal gegen „die Staatsgewalt“ 
richtete.

All diese Faktoren trugen dazu bei, 
dass das bei Protesten in der Re
gel zu beobachtende Muster eines 
sorgfältig abgewogenen Quidproquo 
in den Verhandlungen um partiku
lare Forderungen der Protestieren
den außer Kraft und stattdessen ei
ne steile Spirale der Gewalteskala
tion in Gang gesetzt wurde. Für 
die parteistaatliche Führung in Bei
jing dürfte der Vorfall ein weite
rer Anlass sein, das Risiko einer ge
sellschaftlich bzw. regional übergrei- 
fenden Protestdynamik erneut ab
zuschätzen und Maßnahmen zu for
mulieren, um das wachsende explo
sive Gefälle zwischen gesellschaftli
chem „voice“ und der Wahrnehmung 
politischer Responsivität abzubau
en. Fraglich ist allerdings, wie effek
tiv diese Maßnahmen sein werden, 
die sich gegenwärtig offenbar auf die 
Reform des Petitionswesens konzen
trieren.

So wurde parallel zum In-Kraft-Tre
ten neuer Regularien zum Petitions
wesen am 1. Mai (siehe dazu C.a., 
2004/11, Ü 11, 1/2005, Dok 10) in 
den staatlichen Medien eine Public- 
Relations-Kampagne zur Verbesse
rung des Image der Petitionsbehör
den gestartet. Zielen die neuen Be
stimmungen im Wesentlichen darauf 
ab, das Aufkommen von Petitionen 
in der Hauptstadt Beijing zu re
duzieren und stattdessen die Ver
antwortlichkeit lokaler Behörden im 
Umgang mit Petitionären zu erhö
hen, so sind landesweit die Vertre
ter von Petitionsstellen und Polizei
dienststellen auf lokaler Ebene an
gehalten, durch zusätzliche Bürger
sprechstunden und Personalkapazi
täten in den kommenden Monaten 
eine möglichst hohe Zahl der an
stehenden Petitionsfälle zu bearbei
ten und die Petitionäre durch ei

ne transparente Informationsarbeit 
über den Stand der Bearbeitung ih
rer Fälle auf dem Laufenden zu hal
ten. Wie es in der Natur derartiger 
Kampagnen liegt, dürfte zwischen 
Appellen und realisierbaren Zielen 
eine erhebliche Lücke klaffen, die die 
Gefahr einer weiter wachsenden Un
zufriedenheit der Petitionäre in sich 
birgt, (www.chinaelections.org, 5., 
20.4.05; www.chinadigitaltimes.net,
18., 20.4., 2.5.05; SCMP, 12., 13.,
20., 29.4.05; WSJ, 11., 18.4.05; IHT, 
14.4.05; XNA, 13.4., 18., 31.5.05) 
-hol-

20 Maßnahmenkatalog zur 
Eindämmung weiterer 
Minenunfalle

War im Februar noch berichtet wor
den, dass die Zahl der bei Mi
nenunglücken getöteten Bergarbei
ter 2004 im Vergleich zum Vor
jahr um 6% gesunken war (vgl. 
C.a., 2/2005, Dok 18), so sollen 
nach Angaben des Staatlichen Über
wachungssamtes im ersten Quar
tal 2005 bereits 1.113 Bergarbeiter 
ums Leben gekommen sein. Im Ver
gleich zum Vorjahreszeitraum be
deutet dies einen Zuwachs von 
knapp 21%. Insgesamt sollen bei 
Arbeitsunfällen im ersten Quartal 
2005 bereits 30.597 Menschen bei 
206.970 Unglücken gestorben sein. 
Als Reaktion auf die häufigen Gru
benunglücke in chinesischen Kohle
minen in den letzten Monaten gab 
das Staatliche Überwachungssamt 
für Produktionssicherheit im April 
und Mai ein vielschichtiges Maß
nahmenprogramm und seine Finan
zierung bekannt (vgl. C.a., 2/2005, 
Dok 18; 2004/11, Ü 16).

• In Übereinkunft mit der 
Staatlichen Kommission für 
Entwicklung und Reform sind 
bislang 50,6 Mio. Yuan an 
Schuldverschreibungen für die 
Verbesserung der Arbeitssi
cherheit in Kohleminen vorge
sehen. Mit dem Geld soll ein 
Gasüberwachungs- und Kon- 
trollsystem in 104 Kohleminen 
eingerichtet werden.

• Für die technische Sanie
rung der größeren staatseige

http://www.chinaelections.org
http://www.chinadigitaltimes.net
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nen Kohlebergwerke wird der 
Staatsrat 3 Mio. Yuan bereit
stellen.

• Insgesamt sollen im Jahr 2005 
15 Mio. Yuan für die Ver
besserung der Arbeitssicher
heit aufgewendet werden.

• Die staatliche Sicherheitsge
bühr pro Tonne Kohle wird 
von derzeit zwei auf zunächst 
zehn, später bis höchstens 15 
Yuan angehoben. Lokalregie
rungen sollen eine höhere Ge
bühr verlangen können.

• Alle Kohleminen, die durch 
mögliche Gasexplosionen ge
fährdet sind, müssen bis De
zember 2005 mit einem Si
cherheitsüberwachungssystem 
ausgerüstet sein, da ihnen an
sonsten die Schließung droht.

• Leitungspersonal von Kohle
minen ist angehalten, Kohle
minen regelmäßig persönlich 
zu inspizieren.

• Die Entschädigungszahlung 
für Opfer in Minenunglücken 
wird von derzeit 30.000 bis 
80.000 Yuan auf 200.000 Yuan 
verdreifacht.

• Als Maßnahme zur Vertrau
ensbildung sollen 100.000 
Bergarbeiter zur Überwa
chung der Arbeitssicherheit in 
Kohlegruben im ganzen Land 
eingeladen werden.

• In 45 größere Kohleminen 
wurden bereits Sicherheits
überwachungsteams entsandt.

Nach Angaben von Li Yizhong, 
dem neuen Minister des Staatsamts 
für Überwachung der Produktions
sicherheit, wird ebenfalls erwogen, 
für Kohleminen so genannte Sicher
heitsfonds zu schaffen. Ein solches 
Programm würde Unternehmen ver
pflichten, vor der Inbetriebnahme ei
nes Kohlebergwerkes eine „Sicher- 
heits “-Kaution bei der Regierung zu 
hinterlegen.

Neben den staatlichen Bemühun
gen um die Gewährleistung größe
rer Arbeitssicherheit in Kohleminen

ging die Regierung im Berichtszeit
raum erneut hart gegen Verantwort
liche früherer Minenunglücke vor. 
Der Betreiber und Vorstandsvorsit
zende der Mine in Fuxin in der 
Provinz Liaoning, in der im Febru
ar 2005 214 Bergarbeiter infolge ei
ner Gasexplosion gestorben waren, 
wurde sowohl seines Parteiamtes als 
auch seines Amtes als Vorstands
vorsitzender enthoben (vgl. C.a., 
2/2005, Dok 18). 31 weitere Ver
antwortliche für das Unglück, die 
sich nachweislich des fahrlässigen 
Verhaltens schuldig gemacht haben, 
wurden juristischen oder Diszipli
narstrafen unterworfen. Liu Guo- 
qing, stellvertretender Provinzgou
verneur von Liaoning wurde ver
urteilt, eine Selbstkritik zu Hän
den des Staatsrats zu verfassen. 
(XNA, 9., 10.4., 24., 31.5.05; Xin
hua, 11.5.05, nach BBC PF, 12.5.05; 
WSJ, 4., 6.4.05) -kw-

21 Vorletztes Mitglied der 
„Viererbande “ gestorben

Mit knapp dreiwöchiger Verspätung 
gaben die staatlichen Medien in 
einer knappen Meldung den Tod 
Zhang Chunqiaos, eines Mitglieds 
der so genannten „Viererbande“, be
kannt. Danach ist Zhang Chunqiao 
am 21. April im Alter von 88 an ei
nem Krebsleiden gestorben. Bereits 
in den 1990er Jahren waren im In
ternet mehrfach Nachrichten über 
sein Ableben kursiert.

Nach Jiang Qing, die im Jahr 
1991 Selbstmord beging, und Wang 
Hongwen, der 1992 gestorben war, 
ist damit der dritte Angehörige 
der „Viererbande“ (bzw. im offizi
ellem Jargon der „konterrevolutio
nären Clique um Lin Biao und Jiang 
Qing“) aus dem Leben geschieden. 
Als letztes noch lebendes Mitglied 
dieser Gruppe, die im Oktober 1976 
einen Monat nach Mao Zedongs Tod 
verhaftet und im Gefolge der politi
schen Aufarbeitung der Jahre 1966- 
1976 als Hauptschuldige am „zehn
jährigen Chaos der Kulturrevolu
tion“ kriminalisiert worden waren, 
verbleibt damit Yao Wenyuan, der 
heute in Shanghai leben soll.

Zhang Chunqiao, 1917 in der Pro
vinz Shandong geboren, genoss Mit

te der 1960er Jahre als Parteisekre
tär und Leiter der Propagandaabtei
lung der Stadt Shanghai großen po
litischen Einfluss, den er als Jiang 
Qings Vertrauter in den Dienst der 
1966 eingeleiteten „Kulturrevoluti
on“ stellte. Er gehörte zu den Grün
dern der „Shanghaier Kommune “ im 
Jahr 1967 und stieg 1969 zum Polit
büromitglied sowie 1973 zum Mit
glied des Ständigen Ausschusses des 
Politbüros auf; 1975 wurde er zum 
Stellvertretenden Ministerpräsiden
ten ernannt.

Während der Schauprozesse gegen 
die Mitglieder der „Viererbande“ 
zeigte sich Zhang Chunqiao ver
schlossen und ohne Reue. Das im Ja
nuar 1981 gegen ihn verhängte Ur
teil lautete zunächst auf Todesstrafe 
mit zweijährigem Vollstreckungsauf
schub, wurde im Januar 1983 aber in 
eine lebenslängliche, im Dezember 
1997 dann in eine 18-jährige Haft
strafe verwandelt. Im Januar 1998 
wurde Zhang Chunqiao schließlich 
aus der Haft entlassen, um sich einer 
medizinischen Behandlung zu unter
ziehen. Die letzten Jahre soll er ge
meinsam mit seiner Frau zurückge
zogen in der Nähe Shanghais ver
bracht haben.

Entgegen der bereits in den frühen 
1980er Jahren abgeschlossenen offi
ziellen parteigeschichtlichen Aufar
beitung ist die Episode der „Kultur
revolution“ gesellschaftlich und po
litisch bislang keineswegs bewältigt. 
Vielen Chinesen dürfte durchaus be
wusst sein, dass die Brandmarkung 
der „Viererbande“ als „kriminel
le Clique“ und Hauptschuldige an 
den kulturrevolutionären Grausam
keiten vorrangig dem Zweck einer 
Ehrenrettung Mao Zedongs diente 
und zugleich die Voraussetzung da
für schuf, die große Mehrheit invol
vierter Parteimitglieder zu rehabi
litieren (vgl. den Beitrag „Fünfzig 
Jahre Politik der VR China in der 
offiziellen chinesischen Geschichts
schreibung“, in: C.a., 1999/10, S. 
1030-1034). In die offizielle Krimina
lisierung der Mitglieder der „Vierer
bande“ mischt sich daher offenbar 
ein gewisses Unbehagen derjenigen, 
die der Kriminalisierung entgangen 
sind.
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Diese Ambivalenz im Umgang mit 
der kulturrevolutionären Vergan
genheit könnte für die verspäte
te Bekanntgabe der Todesnachricht 
verantwortlich sein. Ein pragmati
scher Grund mag aber auch darin 
gelegen haben, dass man die Nach
richt möglichst „niedrig aufhängen“ 
wollte, zumal zum Zeitpunkt des 
Todes der symbolisch bedeutsame 
Besuch des taiwanesischen Opposi
tionspolitikers Lien Chan auf dem 
Festland stattfand (s. dazu den Bei
trag „Im Fokus“ in diesem Heft). 
(XNA, 10.5.05; Zhongguo Tongxun 
She, 11.5.05, nach BBC PF, 15.5.05; 
SCMP, 11.5.05; BBC News, 10.5.05; 
Times online, 11.5.05; Radio Free 
Asia, 18.5.05) -hol-

Bildung und 
Wissenschaft

Katrin Willmann

22 Neuer Rekord bei auslän
dischen Studierenden

Das Bildungsministerium gab am
20. Mai die neuen Zahlen zu den 
ausländischen Studierenden in der 
VR China (lai hua liuxuesheng) des 
Jahres 2004 bekannt. Nach dem Be
richt absolvierten 110.844 Auslän
der aus 178 verschiedenen Nationen 
an 420 Universitäten und Hochschu
len in ganz China ein Studium. Die 
Zahl der ausländischen Studenten 
stieg damit im Vergleich zum Vor
jahr um beachtliche 42,63%.

Dieser deutliche Zuwachs ist nach 
Angaben des Ministeriums mehre
ren Einflussfaktoren zuzurechnen. 
So hätten sich die zunehmenden 
zwischenstaatlichen Übereinkünfte 
zur gegenseitigen Anerkennung der 
Hochschulabschlüsse positiv ausge
wirkt. Außerdem würden immer 
mehr Länder staatliche finanzielle 
Unterstützung für ein Studium in 
der VR China bereitstellen. An der 
Spitze der ausländischen Studieren
den stünden seit fünf Jahren Stu
denten aus Südkorea, so der Bericht. 
Dies sei auf die intensivierten wirt
schaftlichen Kooperationen zurück

zuführen, die zahlreiche Beschäfti
gungsmöglichkeiten für Absolventen 
bieten würden. Die rasante wirt
schaftliche Entwicklung der Volks
republik sei jedoch auch insgesamt 
ein Motor für die zunehmende At
traktion als Studienstandort. Ferner 
hätten seit den negativen Schlag
zeilen aufgrund der SARS-Epide- 
mie 2003 nicht nur die Zentralre
gierung, sondern auch die Lokal
regierungen mit verbesserten Lehr
angeboten und staatlicher finanziel
ler Unterstützung verstärkt auslän
dische Studierende umworben.

In seinem Bericht ging das Bil
dungsministerium außerdem auf den 
„Plan zur verstärkten Bildungsför
derung in den Jahren 2003 bis 
2007“ (2003-2007 nian jiaoyu zeng- 
xing xingdong jihua) ein. In ihm 
bündeln sich verschiedene Aktivitä
ten, um mehr Ausländer für ein Stu
dium in der VR China zu interes
sieren. Inhaltlich folge der Plan da
bei den vier Prinzipien: den Um
fang vergrößern (kuangda guimo), 
die administrative Ebene anheben 
(tigao cengci), die Qualität gewähr
leisten (baozheng zhiliang) und die 
Verwaltung standardisieren (guifan 
guanli), so die Erläuterungen. Dazu 
würden in einer Pilotphase bereits 
Unterrichtsprogramme auf Englisch 
sowie Doktorandenprogramme an- 
geboten. Um die Studienbedingun
gen für ausländische Studierende zu 
verbessern, werde von der chine
sischen Regierung u.a. eine Kran
kenversicherung bereit gestellt. Zu
sätzlich würden Daten und Fakten 
zu den ausländischen Studierenden 
gesammelt und veröffentlicht. Das 
Anwerben weiterer „Kunden“ dürf
te auf diese Weise erleichtert wer
den, sodass auch künftig mit einem 
Zuwachs an ausländischen Studie
renden in der VR China zu rech
nen ist. (RMRB website, 24.5.05; 
www.moe.gov.cn, 20.5.05; Xinhua, 
22.5.05)

23 Hintergrundinformationen 
zu chinesischen Auslands
studenten

Eine Untersuchung im Auftrag 
des Hong Kong Trade Develop
ment Council (HKTDC) themati

siert zwar vornehmlich das Export
potenzial Hongkonger Bildungsein
richtungen, gewährt aber gleich
zeitig Einblicke in die Planun
gen und Beweggründe chinesischer 
Hochschulabsolventen, ihre Ausbil
dung im Ausland fortzuführen. Die 
Umfrage fand Ende 2004 in Bei
jing, Shanghai, Xi’an, Guangzhou, 
Shenzhen und Dongguan statt; rund 
3.300 Absolventen nahmen daran 
teil.

Gemäß den Ergebnissen der Unter
suchung planen 40% der Befragten, 
einen Bachelor-, 30% einen Master
abschluss und 23% eine Promotion 
zu machen. Lediglich 3% sind nur 
an einzelnen Diplomen interessiert. 
14% planen, ihre Ausbildung nach 
dem chinesischen Abschluss im Aus
land fortzusetzen. 12% ziehen die
se Lösung in Betracht, sollten sie 
nicht an der gewünschten Univer
sität im Inland zugelassen werden; 
6%, wenn sie keinen Bachelor-Ab
schluss im Inland machen können. 
Basierend auf diesen Zahlen fassen 
Hochrechnungen zufolge insgesamt 
1,25 Mio. Absolventen eine Wei
terbildung an einer ausländischen 
Hochschule ins Auge. 60% der Be
fragten wiederum streben eine aus
ländische Hochschulausbildung im 
Inland an. Werden diese Daten für 
ganz China hochgerechnet, so kann 
insgesamt von 1,7 Mio. Absolven
ten ausgegangen werden, die diesem 
Modell folgen möchten.

Als Gründe für ein Auslandsstudi
um wurden angegeben: verbesserte 
Karrierechancen nach einer Rück
kehr nach China (26% der Be
fragten), persönliche Horizonterwei
terung (21%), das Kennenlernen 
fremder Kulturen (21%) und die 
Verbesserung der Englischkenntnis
se (7%). Für ein Studium an auslän
dischen Bildungseinrichtungen im 
Inland sprachen vor allem finanzi
elle Gründe (38%), die befürchtete 
Sprachbarriere im Ausland (23%), 
die Möglichkeit, ein Studium mit 
dem Beruf verbinden zu können 
(16%) und für die gleiche Leistung 
nicht ins Ausland gehen zu müssen 
(12%).

Zu den bevorzugten Studienrich
tungen an den ausländischen Bil

http://www.moe.gov.cn

